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Antrag 236/I/2018 KDV Neukölln

Hoffnung fürWohnungslose – Neuausrichtung der Sozialhilfe nach §§ 67 ff. SGB XII

Beschluss:

Wir fordern die Mitglieder der SPD im Berliner Senat, im Abgeordnetenhaus und im Deutschen Bundestag dazu auf, sich für

Folgendes einzusetzen:

 

Einführung einesWohnungslosenhilfe-Konzeptes mit sozialpolitischem Schwerpunkt:

• Am Beginn der „Hilfekette“ der Hilfsmaßnahmen nach §§ 67 ff. SGB XII, muss die Wohnung mit normalem Mietver-

trag stehen („Housing First“). Für denMietvertrag und dessen Kündigung, gelten die regulären Gesetzesbestimmungen.

Folgende Kriterien sollen Geltung finden: - dezentrale Wohnung in normaler Nachbarschaft - nicht mehr als 20% der

Wohnungen eines Blocks - Trennung vonWohnversorgung und persönlicher Hilfe

• Voraussetzung für die in Inanspruchnahme der Leistung durch den Rechtsträger ist die Einwilligung zu einemwöchent-

lichen Hausbesuch durch Sozialarbeiter*innen.

• Eine Nachrangigkeit der Hilfsmaßnahmen zur eigenenWohnung vor anderen Hilfsmaßnahmen (z.B. Gemeinschaftsun-

terkunft, betreutesWohnen mit befristeter Aufenthaltsdauer), muss beendet werden.

 

Ausbau derWohnungsstruktur für die Vermeidung und den Abbau von Obdachlosigkeit

• Das „geschützte Marktsegment“ zur  Versorgung wohnungslos gewordener Menschen, ist weiter auszubauen und die

KooperationsverträgemitdenkommunalenWohnungsunternehmenundstädtischenWohnungsbaugesellschaften sind

so zu gestalten, dass eine Nichterfüllung der Vereinbarungen sanktionspflichtig wird.

• Die kommunalenWohnungsunternehmendürfennicht länger dasRechthaben, die vonder zuständigenKoordinierungs-

stelle beim Landesamt für Gesundheit und Soziales vermittelten Marktsegment-Berechtigten abzulehnen. Das Primat

der Politik muss durchgesetzt werden.

• Partner des Berliner Rahmenvertrageswie z.B.  „GEBEWO - Soziale Dienste - Berlin gGmbH“ oder entsprechende kommu-

nale Träger, sind finanziell so auszustatten, dass sie vermehrt auf dem privatenWohnungsmarktWohnungen anmieten

oder erwerben kann, um diese an Wohnungslose weiter zu vermieten. Auch private Wohnungsunternehmen müssen

stärker verpflichtet werden,Wohnungen in diesem Sinne zur Verfügung zu stellen.

 

Schaffung der Rahmenbedingungen für koordinierte Hilfsangebote

• Entscheidend zur erfolgreichen Konzeption des hier dargelegten „Housing First“- Ansatzes ist der begleitende Aus-und

Aufbau von ambulanten Hilfsangeboten fürmultidimensionale Problemlagen, wie z.B. der Gemeindepsychiatrie, Sucht-

beratung, etc. Daher muss es hier zu einem zielgerichteten Einsatz in der finanziellen Ausstattung kommen.

• Die Hilfepläne nach § 67 ff. SGB XII sind mit den Eingliederungsvereinbarungen der Jobcenter abzustimmen. Für eine

dementsprechende Schnittstellenkooperation auf Verwaltungsebene sind  Hilfskonferenzen in kontinuierlichemTurnus

zu institutionalisieren bzw. zu verstetigen.

• Die Mitglieder der SPD im Berliner Senat und im Abgeordnetenhaus Berlin, werden aufgefordert, zur Finanzierung des

dargelegten Konzeptes unter stärkerer Einbeziehung von Bundesmitteln, eine Bundesratsinitiative in diesem Sinne an-

zustoßen.

• DieMitglieder der SPDBundestagsfraktionwerdenaufgefordert, zur Finanzierungdes dargelegtenKonzeptes unter stär-

kerer Einbeziehung von Bundesmitteln, im Bundestag tätig zu werden.
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Überweisen an

AH Fraktion, Bundesparteitag-2019, Landesgruppe, Senat

Stellungnahme(n)

Beschluss des Bundesparteitages 2019: Überwiesen an SPD-Bundestagsfraktion 

 

Stellungnahme der AH-Fraktion 2020 (AK VIII):

 

Antwort: Folgenden Antrag hat die SPD-Fraktion am 2.6.2020 beschlossen: 67er-Hilfen auf den Prüfstand stellen und den ak-

tuellen Herausforderungen anpassen. Ein Beschluss der Koalitionsfraktionen steht noch aus. Die Bundesratsinitiative zur Än-

derung der Sanktionsregelungen im SGB II (s. Drs. 18/1407) wurde am 18.10.2018 im Plenum eingebracht.
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